
Vertragsbestimmung einschließlich der Allgemeinen Unfallversicherungsbedingungen sowie 
der Besonderen Bedingungen

Produktinformationsblatt für die Unfallfallversicherung mit Kreditratenausfallversicherung

1. Um welche Art der Versicherung handelt es sich?

Die von Ihnen gewünschte Absicherung deckt das Kreditratenausfallrisiko infolge Arbeitslosigkeit  
und umfasst eine Unfallversicherung. Grundlage sind die beigefügten Bedingungen für die Absi -
cherung des Arbeitslosigkeits-Risikos (ALV) sowie die Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedin-
gungen (AUB 2008).

Beide Versicherungen bilden eine Einheit. Endet eine der beiden Versicherungen, dann endet auch 
die jeweils andere, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

2. Welche Risiken sind versichert, welche sind nicht versichert?

Versichert ist die unfreiwillige Arbeitslosigkeit. 

Darüber hinaus sind Unfälle versichert,  die Ihnen und/oder einer anderen im Antrag genannten 
versicherten Person zustoßen. Soweit Sie nichts anderes mit uns vereinbaren, gilt das grundsätzlich 
für den gesamten privaten und beruflichen Bereich (auch Sport- und Verkehrsunfälle), weltweit  
rund um die Uhr, auch wenn Sie den Unfall selbst verschuldet haben.

a) Wann liegt Arbeitslosigkeit vor?

Arbeitslosigkeit  liegt dann vor,  wenn die versicherte Person nicht gegen Entgelt,  Gewinn oder  
sonstige Vermögensvorteile arbeitet und als arbeitslos bei dem für sie zuständigen Arbeitsamt im  
Bereiche der Bundesrepublik Deutschland geführt  wird und das entsprechende Arbeitslosengeld 
bezieht. Eine wichtige Voraussetzung ist, dass Sie vor Eintritt in die Arbeitslosigkeit mindestens 24 
Monate bei ein und demselben Arbeitgeber voll beschäftigt waren und in einem ungekündigten 
und unbefristeten Arbeitsverhältnis standen. Eine Vollzeitbeschäftigung ist gegeben, wenn die Wo-
chenarbeitszeit mindestens 18 Stunden beträgt. 

b) Was ist ein Unfall?

Ein Unfall liegt etwa vor, wenn Sie und/oder eine andere im Antrag genannte versicherte Person 
sich verletzen, weil Sie stolpern, ausrutschen, stürzen oder ähnliches, oder von anderen verletzt  
werden. Keine Unfälle dagegen sind Krankheiten und Abnutzungserscheinungen (z.B. Rückenlei-
den durch ständiges Sitzen, Schlaganfälle, Herzinfarkte).

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 1 AUB 2008.

c) Was leisten wir?

Bei Arbeitslosigkeit leisten wir eine monatliche Zahlung in Höhe von maximal 130 Euro nach ei -
ner Warte- und Karenzzeit von jeweils 3 Monaten. Die maximale Leistungsdauer beträgt 12 Mona-
te. Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 1 ALV.

Die Unfallversicherung ist  eine Summenversicherung, d. h. wir zahlen Geldleistungen. Heilbe-
handlungskosten übernehmen wir in aller Regel nicht. Sie sind Gegenstand der Krankenversiche-
rung. Näheres zur Art und Höhe der Leistungen können Sie der Versicherungsbestätigung bzw. Ih-
rem Antrag entnehmen.

Wenn Sie durch einen Unfall dauerhafte Beeinträchtigungen erleiden (z.B. durch Bewegungsein-
schränkungen, Lähmungen oder Amputationen), zahlen wir je nach Vereinbarung einen einmaligen 
Betrag (Invaliditätsleistung). Die Höhe der Invaliditätsleistung richtet sich nach der vereinbarten  
Versicherungssumme und dem Grad der Beeinträchtigung

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 2 AUB 2008. 

Die Leistungen aus der Unfallversicherung erhalten Sie unabhängig von und zusätzlich zu ander-
weitigen Zahlungen, die Sie wegen des Unfalls erhalten, z.B. von der Krankenversicherung, einer 
gegnerischen  Haftpflichtversicherung,  der  gesetzlichen  Unfallversicherung  oder  einer  weiteren 
privaten Unfallversicherung.

3. Wie hoch ist Ihr Beitrag, wann müssen Sie ihn bezahlen und was sind die Folgen unterblie-
bener oder verspäteter Zahlung?

Bruttobeitrag 34,50 Euro

Beitragsfälligkeit Monatlich

Erstmals zum Versicherungsbeginn

Vertragslaufzeit 1 Jahr

Bitte bezahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Abschluss des Vertrages, 
jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungsbeginn. Alle weiteren Beiträge sind jeweils zu dem oben angegebenen Termin zu zahlen. 
Falls Sie uns eine Lastschriftermächtigung erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig für ausreichende 
Deckung auf Ihrem Konto.

Wenn Sie den ersten oder einmaligen Betrag schuldhaft nicht rechtzeitig zahlen, können wir solan-
ge vom Vertrag zurücktreten, wie Sie nicht gezahlt haben. Auch der Versicherungsschutz beginnt  
erst mit dem Eingang der verspäteten Zahlung bei uns. Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzei-
tig zahlen, fordern wir Sie auf, den rückständigen Beitrag innerhalb einer Frist von mindestens 
zwei Wochen zu zahlen. Nach Ablauf dieser Zahlungsfrist entfällt der Versicherungsschutz. Auch 
können wir den Vertrag kündigen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag und der Ziffer 11 der AUB 2008.

4. Welche Leistungen sind ausgeschlossen?

Nicht versichert ist eine Arbeitslosigkeit der versicherten Person, wenn die Arbeitslosigkeit selbst  
verschuldet ist oder im Zusammenhang mit der Versetzung in den Ruhestand steht. Bitte beachten 
Sie die übrigen Ausschlussgründe in Ziffer 6 und die Altersbegrenzungen in Ziffer 3 der ALV. Bitte 
beachten Sie die 3-monatige Warte- und Karenzzeit für die Arbeitslosigkeitszusatzversicherung

Nicht alle denkbaren Fälle sind im Versicherungsschutz eingeschlossen. In manchen Fällen kommt 
ein Leistungsausschluss in Betracht.

Nicht  versichert  sind  insbesondere  Unfälle  infolge  von  Bewusstseinsstörungen,  vorsätzliche 
Selbstbeschädigung oder Selbstmord. Ebenfalls ausgeschlossen sind Unfälle als Berufs- oder Pri -
vatflieger sowie beim Luftsport.

Darüber  hinaus  müssen  Sie  mit  Leistungskürzungen  rechnen,  soweit  die  Unfallfolgen  durch 
Krankheiten verstärkt worden sind.

Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Einzelheiten und eine vollständige Aufzählung der Aus-
schluss gründe entnehmen Sie bitte den Ziffern 3 und 5 AUB 2008.

5. Welche Pflichten haben Sie bei Vertragsabschluss und welche Folgen können Verletzungen 
dieser Pflichten haben?

Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, müssen Sie die im Antragsformular ent-
haltenen Fragen unbedingt wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Andernfalls können wir 
uns vorzeitig vom Vertrag lösen, und Sie verlieren Ihren Versicherungsschutz. Gegebenfalls kön-
nen wir auch die Versicherungsbeiträge anpassen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 13 der AUB 2008.

6. Welche Pflichten haben Sie während der Vertragslaufzeit und welche Folgen können Ver-
letzungen dieser Pflichten haben?

Ihre Berufstätigkeit hat unmittelbar Einfluss auf das Unfallrisiko, dem Sie ausgesetzt sind. Wir be-
rücksichtigen sie daher  auch bei der  Bemessung des Versicherungsbeitrages und der  Versiche -
rungssummen. Einen Berufwechsel müssen Sie uns deshalb so bald wie möglich anzeigen, um uns 
eine Anpassung des Vertrages zu ermöglichen. Andern falls können wir die Leistungen kürzen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 6.2 der AUB 2008

7. Welche Pflichten haben Sie im Versicherungsfall und welche Folgen können Verletzungen 
dieser Pflichten haben?

Nach dem Eintritt in die Arbeitslosigkeit müssen Sie uns innerhalb von 3 Monaten die Arbeitslo-
sigkeit anzeigen und uns die notwendigen Unterlagen zur Verfügung stellen (siehe Ziffer 7 der  
ALV). Der Versicherungsschutz für das Arbeitslosigkeitsrisiko endet, ohne dass es einer Kündi -
gung bedarf, spätestens mit Ablauf des Versicherungsjahres, in dem die versicherte Person das 58.  
Lebensjahr vollendet.

Eine Beendigung der Arbeitslosigkeit muss uns binnen einer Woche angezeigt werden.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Ziffern 7 und 8 der AUB 2008. 

Nach einem Unfall muss so schnell wie möglich ein Arzt aufgesucht und seinen Anordnungen ge -
folgt werden. Außerdem sind wir sofort zu informieren. Todesfälle sind uns innerhalb von 48 Stun-
den zu melden. Wird diesen Verpflichtungen nicht nachgekommen, kann dies zum vollständigen 
oder teil weisen Verlust des Versicherungsschutzes führen. Einzelheiten entnehmen Sie bitte den  
Ziffern 7 und 8 der AUB 2008.

8. Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem der Versicherungsbestätigung angegebenen Zeitpunkt,  
wenn die Zahlung des Beitrages rechtzeitig erfolgt. Den bei Erteilung dieses Blattes zugrunde ge -
legten Zeitpunkt für den Beginn Ihres Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte Ziffer 3 dieses 
Blattes. Dort finden Sie auch Hinweise auf Vertragslaufzeit und –ende.

Hat Ihr Versicherungsschutz eine Dauer von mindestens einem Jahr, verlängert er sich automatisch  
um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir nicht spätestens drei Monate vor dem Ende der  
Versicherungsdauer kündigen. Hat Ihr Versicherungsschutz eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, 
können Sie den schon zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen. Beach-
ten Sie auch hier, dass uns Ihre Kündigung hierbei drei Monate vor Ab lauf der ersten drei Jahre 
Ihrer Versicherungslaufzeit oder jedes darauf folgenden Jahres zugehen muss.

Der Versicherungsschutz für das Arbeitslosigkeitsrisiko endet, ohne dass es einer Kündigung be-
darf, spätestens mit Ablauf des Versicherungsjahres, in dem die versicherte Person das 58. Lebens-
jahr vollendet.
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Der Versicherungsschutz für das Unfallrisiko endet, ohne das es einer Kündigung bedarf, spätes-
tens mit Ablauf des Versicherungsjahres, in dem die versicherte Person das 75. Lebensjahr vollen-
det.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 4 ALV bzw. Ziffer 10 AUB 2008.

Beide Versicherungen bilden eine Einheit. Endet eine der beiden Versicherungen, dann endet auch 
die jeweils andere, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

9. Wie kann der Versicherungsschutz beendet werden?

Neben den unter Ziffer 8 dieses Blattes beschriebenen Kündigungsmöglichkeiten zum Ablauf des  
Versicherungsschutzes können Sie oder wir den Schutz auch vorzeitig kündigen, wenn wir eine  
Leistung erbracht oder Sie gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ziffer 4.3 ALV sowie Ziffer 10.3 AUB 2008

Versicherungsnehmer des Gruppen-Versicherungsvertrages

Schulte und Partner GmbH, Rheinlanddamm 185, 44139 Dortmund

Zuständige Aufsichtsbehörde:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

Garantiefonds

Ein Garantiefonds ist gesetzlich nicht vorgesehen.

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Der Leistungsumfang ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot. Es gelten die zu Vertragsbe-
ginn gültigen und Ihnen zuvor ausgehändigten Versicherungsbedingungen.

Gesamtpreis der Versicherung

Bei dem im Antrag oder im Angebot genannten Preis handelt es sich um den Beitrag gemäß ver -
einbarter Zahlweise inklusive der Versicherungssteuer.

Der vom Gesetzgeber erhobene Versicherungsteuersatz beträgt zurzeit in der

Risiko-Unfallversicherung 19 %

Arbeitslosigkeitsabsicherung (ALV) 19 %

Zusätzlich anfallende Kosten, Steuern und/oder Gebühren

Für Tätigkeiten, die über die gewöhnliche Verwaltung Ihres Vertrages hinausgehen, stellen wir Ge-
bühren in Rechnung, insbesondere Gebühren für Mahnungen (zurzeit 5 EURO), für Lastschrift -
rückläufer (zurzeit 10 EURO) und angemessene Geschäftsgebühren bei Rücktritt vom Vertrag we-
gen Nichtzahlung des Erstbeitrages. Hierzu verweisen wir auf § 39 Abs. 1 des Versicherungsver -
tragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen.

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung

Angaben zur Fälligkeit des Beitrags finden Sie in den zugrunde liegenden Bedingungen.

Sie haben Ihre Pflicht zur Zahlung des Beitrags erfüllt, wenn die Zahlung bei Schulte und Partner  
GmbH eingegangen ist. Das ist bei einer Überweisung der Zeitpunkt, zu dem der Beitrag auf unse-
rem Konto gutgeschrieben wird. Bei Zahlung im Wege des Lastschrifteinzugsverfahrens ist zusätz -
lich die wirksame Belastung Ihres Kontos erforderlich.

Ihre Zahlung ist rechtzeitig, wenn

- bei einem Überweisungsauftrag an Ihre Bank der Beitrag innerhalb der Zahlungsfrist von Ihrem  
Konto abgebucht wurde;

- Einzahlungen auf unser Konto bei der Bank oder der Post innerhalb der Zahlungsfrist vorgenom-
men werden.

Haben Sie uns eine Lastschrifteinzugsermächtigung erteilt, haben Sie lediglich dafür zu sorgen, 
dass der Beitrag zum Zeitpunkt der Fälligkeit von Ihrem Konto abgebucht werden kann, also aus-
reichende Kontodeckung besteht.

Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen bzw. der Gültig-
keit befristeter Angebote

Sofern wir die Gültigkeit von Informationen oder Angeboten begrenzt haben, finden Sie dort einen 
entsprechenden  Hinweis.  Im  Übrigen  gelten  die  Regelungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
(BGB), insbesondere des § 147 BGB. Danach kann der einem Abwesenden gemachten Antrag nur 
bis zu dem Zeitpunkt angenommen werden, in welchem der Antragende den Eingang der Antwort  
unter regelmäßigen Umständen erwarten darf.

Angaben zum Vertragsabschluss, zum Beginn der Versicherung und des Versicherungsschut-
zes sowie zur Antragsfrist

Der Vertrag kommt zustande, wenn wir den von Ihnen gestellten Antrag auf Abschluss eines Versi-
cherungsvertrages annehmen. Dies geschieht, indem wir Ihnen die Versicherungsbestätigung oder 
eine ausdrückliche Annahmeerklärung übersenden und dieser/diese Ihnen zugeht.

Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versicherungsscheines durch Zahlung des 
Erstbeitrages und der Versicherungssteuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.

Wird der erste Beitrag erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber ohne Verzug gezahlt, 
so beginnt der Versicherungsschutz mit dem vereinbarten Zeitpunkt.

Die Angaben zum Beginn der Versicherung ergeben sich im Übrigen aus dem Antrag oder dem 
Angebot sowie den dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen.

Eine Frist, während der Sie an den Antrag gebunden sind, besteht nicht.

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z. B. Brief, Fax, Email) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen  einschließlich  der  Allgemeinen Versicherungsbedingungen,  die  weiteren 
Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§  
1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhal-
ten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Der Widerruf ist zu richten an: 

Schulte und Partner GmbH, Rheinlanddamm 185, 44139 Dortmund

Sofern Sie einen Versicherungsbeginn beantragen, der vor dem Ablauf der Widerrufsfrist liegt, er-
klären Sie sich einverstanden, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf dieser Frist beginnt und 
der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) – abweichend von der gesetzlichen Regelung 
– vor Ablauf der Frist fällig, d. h. unverzüglich zu zahlen ist.

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf 
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie, wenn Sie zugestimmt haben, 
dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der  
auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Falle einbehalten; dabei  
handelt es sich um einen Betrag, der sich je nach Zahlweise wie folgt berechnet:

Anzahl der Tage an denen Versicherungsschutz bestanden hat

multipliziert mit 1/30 der im Antrag ausgewiesenen Monatsprämie.

Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang  
des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der 
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nut-
zungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen 
als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Laufzeit

Die Laufzeit des Versicherungsschutzes ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot.

Angaben  zur  Beendigung  des  Versicherungsschutzes,  insbesondere  zu  den  vertraglichen 
Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen

Wenn Sie den Erstbeitrag nicht oder nicht recht zeitig zahlen, ist  der Versicherungsnehmer des 
Gruppen-Versicherungsvertrages berechtigt, vom Versicherungsschutz zurückzutreten.

Wenn Sie Ihre vorvertragliche Anzeigepflicht verletzen, kann der Versicherer ebenfalls vom Versi-
cherungsschutz zurücktreten oder kündigen.

Der Vertrag kann von beiden Seiten zum vereinbarten Ablauf und nach Eintritt eines Versiche -
rungsfalles gekündigt werden.

Darüber hinaus können Sie den Versicherungsschutz aus Anlass einer Beitragserhöhung ohne Än-
derung des Umfangs des Versicherungsschutzes kündigen.

Der Versicherungsnehmer des Gruppen-Versicherungsvertrages kann außerdem bei Zahlungsver-
zug mit einem Folgebeitrag und bei Insolvenz des Versicherungsnehmers kündigen. Unser Kündi-
gungsrecht im Falle der Insolvenz des Versicherungsnehmers besteht nicht für Unfallversicherun -
gen.

Weitere Einzelheiten, insbesondere zu den Kündigungsfristen und etwaigen Vertragsstrafen, sind 
den dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen zu entnehmen.
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Angabe des Rechts, welches der Versicherer bei der Vertragsanbahnung der Beziehung zum 
Versicherungsnehmer legt

Den vorvertraglichen Beziehungen liegt deutsches Recht zugrunde.

Anwendbares Recht und zuständiges Gericht

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Der Gerichts -
stand ist in den dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen geregelt.

Maßgebliche Vertragssprache

Wir teilen Ihnen alle Vertragsbedingungen und die vorliegenden Vertragsinformationen in deut-
scher  Sprache  mit.  Während  der  Laufzeit  dieses  Vertrages  kommunizieren  wir  mit  Ihnen  auf 
Deutsch.

Außergerichtliche Beschwerde und Rechtsbehelfsverfahren

Sollten Sie mit unseren Entscheidungen nicht ein verstanden sein, haben Sie zur außergerichtli-
chen Streitbeilegung die Möglichkeit, als unabhängigen und neutralen Schlichter, den Versiche-
rungsombudsmann anzurufen:

„Versicherungsombudsmann e. V.“

Postfach 080632, 10006 Berlin,

Tel.: 0 180 4/22 44 24, Fax 0 180 4/22 44 25

(20 Cent aus dem deutschen Festnetz je Gespräch, Mobilfunk maximal 42 Cent je angefangene 
Minute) 

eMail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Das Schlichtungsverfahren ist bis zu einem Beschwerdewert von 80.000 Euro möglich und für Sie  
kostenfrei.

Es bleibt Ihnen unbenommen, Ihr Anliegen auf dem ordentlichen Rechtsweg vorzubringen.

Möglichkeit einer Beschwerde bei der unter Ziffer 4 genannten Behörde

Sollten Sie mit unserer Entscheidung nicht ein verstanden sein, haben Sie die Möglichkeit bei der  
unter Punkt 4 genannten Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen.

Allgemeine Unfallversicherungs-Bedingungen

(AUB 2008)

Inhaltsübersicht

Der Versicherungsumfang

1 Was ist versichert?

2 Welche Leistungsarten können vereinbart werden?

2.1 Invaliditätsleistung

2.2 Übergangsleistung

2.3 Tagegeld

2.4 Krankenhaus-Tagegeld

2.5 Genesungsgeld

2.6 Todesfallleistung

3 Welche Auswirkung haben Krankheiten oder Gebrechen?

4 Welche Personen sind nicht versicherbar?

5 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen?

6 Was müssen Sie

bei vereinbartem Kinder-Tarif

bei Änderungen der Berufstätigkeit oder Beschäftigung beachten?

Der Leistungsfall

7 Was ist nach einem Unfall zu beachten (Obliegenheiten)?

8 Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten?

9 Wann sind die Leistungen fällig?

Die Versicherungsdauer

10 Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz? Wann ruht der Versicherungsschutz bei 
militärischen Einsätzen?

Der Versicherungsbeitrag

11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten? Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht 
rechtzeitig bezahlen?

Weitere Bestimmungen

12 Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Versicherungsschutz beteiligten Personen zueinander?

13 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?

14 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Versicherungsschutz?

15 Welches Gericht ist zuständig?

16 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? Was gilt bei Änderungen Ihrer Anschrift?

17 Welches Recht findet Anwendung?

Der Versicherungsumfang

1 Was ist versichert?

1.1 Wir bieten Versicherungsschutz bei Unfällen, die der versicherten Person während der Wirk-
samkeit des Versicherungsschutzes zustoßen.

1.2 Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen Welt.

1.3 Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein plötzlich von außen auf ihren Kör-
per wirkendes Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet.

1.4.1 Erhöhte Kraftanstrengung: Als Unfall gilt auch, wenn durch eine erhöhte Kraftanstrengung 
an Gliedmaßen oder Wirbelsäule ein Gelenk verrenkt wird oder Muskeln, Sehnen, Bänder oder  
Kapseln gezerrt oder zerrissen werden.

1.4.2 Rettungsmaßnahmen: Als Unfälle gelten auch Gesundheitsschäden, die die versicherte Per -
son bei rechtmäßiger Verteidigung oder bei der Bemühung zur Rettung von Menschen, Tieren oder  
Sachen erleidet.

1.4.3 Vergiftungen durch Gase oder Dämpfe: Als Unfall gelten auch Vergiftungen durch plötzlich  
ausströmende gasförmige Stoffe, wenn die versicherte Person unbewusst oder unentrinnbar den 
Einwirkungen eines kurz bemessenen Zeitraumes (bis zu einigen Stunden) ausgesetzt war.

1.4.4  Nahrungsmittelvergiftungen:  Folgen  von  Nahrungsmittelvergiftungen  sind  mitversichert. 
Ausgeschlossen sind Alkoholvergiftungen.

1.4.5 Ertrinken und Ersticken: Als Unfall gilt auch der Ertrinkungs- und Erstickungstod unter Was -
ser.

1.4.6 Tauchtypische Gesundheitsschäden: Als Unfall gelten auch tauchtypische Krankheiten, wie 
z. B. Caissonkrankheiten oder Trommelfellverletzungen.

1.5 Auf die Regelungen über die Einschränkungen der Leistung (Ziffer 3), nicht versicherbare Per -
sonen (Ziffer 4) sowie die Ausschlüsse (Ziffer 5) weisen wir hin. Sie gelten für alle Leistungsarten.

2 Welche Leistungsarten können vereinbart werden?

Die Leistungsarten, die Sie vereinbaren können, werden im Folgenden oder in zusätzlichen Bedin-
gungen beschrieben. Die von Ihnen mit uns vereinbarten Leistungsarten und die Versicherungss-
ummen ergeben sich aus der Versicherungsbestätigung.

2.1 Invaliditätsleistung

2.1.1 Voraussetzungen für die Leistung:

2.1.1.1 Die körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der versicherten Person ist unfallbedingt  
dauerhaft beeinträchtigt (Invalidität). Eine Beeinträchtigung ist dauerhaft, wenn sie voraussichtlich 
länger als drei Jahre bestehen wird und eine Änderung des Zustandes nicht erwartet werden kann. 
Die Invalidität ist innerhalb eines Jahres nach dem Unfall eingetreten und innerhalb von fünfzehn 
Monaten nach dem Unfall von einem Arzt schriftlich festgestellt und von Ihnen bei uns geltend ge-
macht worden.

2.1.1.2 Kein Anspruch auf Invaliditätsleistung besteht, wenn die versicherte Person unfallbedingt  
innerhalb eines Jahres nach dem Unfall stirbt.

2.1.2 Art und Höhe der Leistung:

2.1.2.1 Die Invaliditätsleistung zahlen wir als Kapitalbetrag.
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2.1.2.2 Grundlage für die Berechnung der Leistung bilden die Versicherungssumme und der Grad  
der unfallbedingten Invalidität.

2.1.2.2.1 Bei Verlust oder völliger Funktionsunfähigkeit  der nachstehend genannten Körperteile  
und Sinnesorgane gelten ausschließlich die folgenden Invaliditätsgrade:

Arm 70%

Arm bis oberhalb des Ellenbogengelenks 65%

Arm unterhalb des Ellenbogengelenks 60%

Hand 55%

Daumen 20%

Zeigefinger 10%

anderer Finger 5%

Bein über der Mitte des Oberschenkels 70%

Bein bis zur Mitte des Oberschenkels 60%

Bein bis unterhalb des Knies 50%

Bein bis zur Mitte des Unterschenkels 45%

Fuß 40%

große Zehe 5%

andere Zehe 2%

Auge 50%

Gehör auf einem Ohr 30%

Geruchssinn 10%

Geschmackssinn 5%

Bei Teilverlust oder teilweiser Funktionsbeeinträchtigung gilt der entsprechende Teil des jeweili-
gen Prozentsatzes.

2.1.2.2.2 Für andere Körperteile und Sinnesorgane bemisst sich der Invaliditätsgrad danach, inwie-
weit die normale körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit insgesamt beeinträchtigt ist. Dabei 
sind ausschließlich medizinische Gesichtspunkte zu berücksichtigen.

2.1.2.2.3 Waren betroffene Körperteile oder Sinnesorgane oder deren Funktionen bereits vor dem  
Unfall dauernd beeinträchtigt, wird der Invaliditätsgrad um die Vorinvalidität gemindert. Diese ist  
nach Ziffer 2.1.2.2.1 und Ziffer 2.1.2.2.2 zu bemessen.

2.1.2.2.4 Sind mehrere Körperteile oder Sinnesorgane durch den Unfall beeinträchtigt, werden die  
nach den vorstehenden Bestimmungen ermittelten Invaliditätsgrade zusammengerechnet. Mehr als 
100% werden jedoch nicht berücksichtigt.

2.1.2.3 Stirbt die versicherte Person aus unfallfremder Ursache innerhalb eines Jahres nach dem 
Unfall oder gleichgültig, aus welcher Ursache, später als ein Jahr nach dem Unfall, und war ein  
Anspruch auf Invaliditätsleistung entstanden, leisten wir nach dem Invaliditätsgrad, mit dem auf-
grund der ärztlichen Befunde zu rechnen gewesen wäre.

2.2 Übergangsleistung

Voraussetzungen für die Leistung: Die normale körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der  
versicherten Person ist im beruflichen oder außerberuflichen Bereich unfallbedingt nach Ablauf 
von sechs Monaten vom Unfalltag an gerechnet und ohne Mitwirkung von Krankheiten oder Ge-
brechen noch um mindestens 50% beeinträchtigt. Diese Beeinträchtigung hat innerhalb der sechs  
Monate ununterbrochen bestanden. Sie ist von Ihnen spätestens sieben Monate nach Eintritt des  
Unfalles unter Vorlage eines ärztlichen Attestes bei uns geltend gemacht worden.

Art und Höhe der Leistung:

Die Übergangsleistung wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme gezahlt.

Verbesserte Leistung nach drei Monaten:

Die normale körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der versicherten Person ist im berufli -
chen oder außerberuflichen Bereich unfallbedingt nach Ablauf von drei Monaten vom Unfalltag an  
gerechnet und ohne Mitwirkung von Krankheiten oder Gebrechen noch um mindestens 100% be-
einträchtigt. Diese Beeinträchtigung hat innerhalb der drei Monate ununterbrochen bestanden. Sie  
ist von Ihnen spätestens vier Monate nach Eintritt des Unfalles unter Vorlage eines ärztlichen At-
testes bei uns geltend gemacht worden. Dieser Betrag wird auf einen Anspruch nach Ziffer 2.2.2 
angerechnet.

Art und Höhe der Leistung

Es wird ein Viertel der versicherten Übergangsleistung gezahlt.

2.3 Tagegeld

Voraussetzungen für die Leistung:

Die versicherte Person ist unfallbedingt in der Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt und in ärztlicher Be -
handlung.

Höhe und Dauer der Leistung:

Das Tagegeld wird nach der vereinbarten Versicherungssumme berechnet. Es wird nach dem fest-
gestellten Grad der Beeinträchtigung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung abgestuft. Das Tage -
geld wird für die Dauer der ärztlichen Behandlung, längstens für ein Jahr, vom Unfalltag an ge -
rechnet, gezahlt.

2.4 Krankenhaustagegeld

Voraussetzungen für die Leistung:

Die versicherte Person befindet sich wegen des Unfalles in medizinisch notwendiger vollstatio-
närer Heilbehandlung. Kuren sowie Aufenthalte in privaten Sanatorien und Erholungsheimen gel -
ten nicht als medizinisch notwendige Heilbehandlung. Er folgt die Heilbehandlung jedoch in ei -
nem Institut,  das sowohl der  Heilbehandlung als  auch der  Rehabilitation dient,  so entfällt  der  
Krankenhaustagegeld-Anspruch zumindest dann nicht, wenn es sich um eine Notfalleinweisung 
handelt oder die Krankenanstalt das einzige Versorgungskrankenhaus in der Umgebung des Wohn-
sitzes  des  Versicherten  ist.  Krankenhaustagegeld  wird  auch  für  eine  unfallbedingte  ambulant  
durchgeführte Operation gezahlt, soweit für diese Operation üblicherweise ein Krankenhausauf-
enthalt notwendig wäre. Den Nachweis darüber haben Sie als die versicherte Person zu führen.  
Das vereinbarte Krankenhaustagegeld wird in diesen Fällen für drei Tage gezahlt. Ein Anspruch 
auf ein versichertes Genesungsgeld im Sinne der Ziffer 2.5.1 entsteht hierdurch nicht.

Höhe und Dauer der Leistung:

Das Krankenhaus-Tagegeld wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme für jeden Kalen -
dertag der vollstationären Behandlung gezahlt, längstens jedoch für zwei Jahre, vom Unfalltag an 
gerechnet. Über das zweite Unfalljahr hinaus wird Krankenhaustagegeld bezahlt, wenn der Auf-
enthalt zur Entfernung des eingebrachten Osteosynthesematerials dient.

Besonderheiten Kinderunfall-Versicherung: Bei Kindern bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 
wird das vereinbarte Krankenhaustagegeld auch für den stationären Krankenhausaufenthalt einer 
Betreuungsperson des versicherten Kindes gezahlt.

2.5 Genesungsgeld

Voraussetzungen für die Leistung:

Die  versicherte Person ist  aus der  vollstationären Behandlung entlassen worden und hatte An-
spruch auf Krankenhaus-Tagegeld nach Ziffer 2.4.

Höhe und Dauer der Leistung:

Das Genesungsgeld wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme für die gleiche Anzahl 
von Kalendertagen gezahlt, für die wir Krankenhaustagegeld leisten, längstens für 28 Tage.

2.6 Todesfallleistung

Voraussetzungen für die Leistung:

Die versicherte Person ist infolge des Unfalles innerhalb eines Jahres gestorben.

Auf die besonderen Pflichten nach Ziffer 7.5 weisen wir hin.

Höhe der Leistung:

Die Todesfallleistung wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme gezahlt.

3 Welche Auswirkung haben Krankheiten oder Gebrechen?

Als Unfallversicherer leisten wir für Unfall folgen. Haben Krankheiten oder Gebrechen bei der  
durch ein Unfallereignis verursachten Gesundheitsschädigung oder deren Folgen mitgewirkt, min-
dert sich 

● im Falle einer Invalidität der Prozentsatz des Invaliditätsgrades

● im Todesfall und, soweit nichts anderes bestimmt ist,

● in allen anderen Fällen die Leistung entsprechend dem Anteil der Krankheit oder des Gebre-
chens. Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 25%, unterbleibt jedoch die Minderung.

4 Welche Personen sind nicht versicherbar?

4.1 Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht versichert sind dauernd pflege bedürftige  
Personen sowie geistig oder  psychisch Erkrankte, deren Gesundheitsstörung so hochgradig ist,  
dass sie nicht mehr am allgemeinen Leben teilnehmen können, sondern einer Anstaltsunterbrin-
gung oder ständiger Aufsicht bedürfen. Pflegebedürftig ist, wer für die Verrichtungen des täglichen 
Lebens überwiegend fremder Hilfe bedarf.

4.2 Der Versicherungsschutz erlischt, sobald der Versicherte im Sinne von 4.1 nicht mehr ver-
sicherbar ist. Gleichzeitig endet die Versicherung.
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4.3 Ist der Versicherte im Sinne von Ziffer 4.1 nicht versicherbar, zahlen wir den entrichteten Bei -
trag ab Versicherungsbeginn bzw. Eintritt der Versicherungsunfähigkeit zurück.

5 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen?

5.1 Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Unfälle:

5.1.1 Unfälle der versicherten Person durch Geistes- oder Bewusstseinsstörungen, auch soweit die-
se auf Trunkenheit beruhen, sowie durch Schlaganfälle, epileptische Anfälle oder andere Krampf -
anfälle, die den ganzen Körper der versicherten Person ergreifen. Versicherungsschutz besteht je -
doch, wenn diese Störungen oder Anfälle durch ein im Sinne dieser Bedingungen fallendes Unfal -
lereignis verursacht waren.

5.1.2 Unfälle, die der versicherten Person da durch zustoßen, dass sie vorsätzlich eine Straftat aus -
führt oder versucht.

5.1.3 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse verursacht  
sind.  Versicherungsschutz  besteht  jedoch,  wenn die  versicherte  Person  auf  Reisen im Ausland 
überraschend  von  Kriegs-  oder  Bürgerkriegsereignissen  betroffen  wird.  Dieser  Versicherungs-
schutz erlischt am Ende des siebten Tages nach Beginn eines Krieges oder Bürgerkrieges auf dem 
Gebiet des Staates, in dem sich die versicherte Person aufhält. Die Erweiterung gilt nicht bei Rei -
sen in oder durch Staaten, auf deren Gebiet bereits Krieg oder Bürgerkrieg herrscht. Sie gilt auch 
nicht für die aktive Teilnahme am Krieg oder Bürgerkrieg sowie für Unfälle durch ABC Waffen 
und im Zusammenhang mit einem Krieg oder kriegsähnlichen Zustand zwischen den Ländern Chi -
na, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Russland oder USA.

5.1.4 Unfälle der versicherten Person

● als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), soweit er nach deutschem Recht dafür eine 
Erlaubnis benötigt,

● sowie als sonstiges Besatzungsmitglied eines Luftfahrzeuges; 

● bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuübenden beruflichen Tätigkeit;

● bei der Benutzung von Raumfahrzeugen.

5.1.5 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie sich als Fahrer, Beifahrer  
oder  Insasse  eines  Motorfahrzeuges  an  Fahrtveranstaltungen  einschließlich  der  dazugehörigen 
Übungsfahrten beteiligt, bei denen es auf die Erzielung von Höchstgeschwindigkeiten ankommt.

5.1.6 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie verursacht sind.

5.2 Ausgeschlossen sind außerdem folgende Beeinträchtigungen:

5.2.1 Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren Organen und Gehirnblutungen. Ver-
sicherungsschutz besteht jedoch, wenn ein im Sinne dieser Bedingungen fallendes Unfallereignis 
nach Ziffer 1.3 die überwiegende Ursache ist.

5.2.2 Gesundheitsschäden durch Strahlen.

5.2.3 Gesundheitsschäden durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe am Körper der versicherten Per -
son. Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Heilmaßnahmen oder Eingriffe, auch strahlen-
diagnostische und -therapeutische, durch einen im Sinne dieser Bedingungen fallenden Unfall ver -
anlasst waren.

5.2.4 Infektionen.

5.2.4.1 Sie sind auch dann ausgeschlossen, wenn sie

durch Insektenstiche oder -bisse oder

durch sonstige geringfügige Haut- oder Schleimhautverletzungen

verursacht wurden, durch die Krankheitserreger sofort oder später in den Körper gelangten.

5.2.4.2 Versicherungsschutz besteht jedoch für

Tollwut und Wundstarrkrampf,

Gesundheitsschäden, die sich als Folge  einer durch Zeckenbiss übertragenen Infektion (FSME, 
Borreliose) ergeben, ebenso für Gesundheitsschäden als Folge einer Schutzimpfung gegen Toll -
wut, Wundstarrkrampf und FSME Zeckeninfektionen sowie für

Infektionen,  bei  denen  der  Krankheitserreger  durch  Unfallverletzungen,  die  nicht  nach  Ziffer  
5.2.4.1 ausgeschlossen sind, in den Körper gelangten.

5.2.4.3 Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe verursacht sind, gilt Ziffer 5.2.3  
Satz 2 entsprechend.

5.2.5 Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffe durch den Schlund. Versiche -
rungsschutz besteht jedoch für Kinder, die zum Zeitpunkt des Unfalles das 10. Lebensjahr noch  
nicht vollendet haben.

5.2.6 Krankhafte Störungen infolge psychischer Reaktionen, auch wenn diese durch einen Unfall  
verursacht wurden.

5.2.7 Bauch- oder Unterleibsbrüche. Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn sie durch eine im  
Sinne  dieser  Bedingungen fallende gewaltsame von außen kommen de  Einwirkung entstanden 
sind.

6 Was müssen Sie bei vereinbartem Kinder-Tarif und bei Änderungen der Berufstätigkeit oder Be-
schäftigung beachten?

6.1 Umstellung des Kinder-Tarifs

6.1.1 Bis zum Ablauf des Versicherungsjahres, in dem das nach dem Kinder-Tarif versicherte Kind  
das 18. Lebensjahr vollendet, besteht Versicherungsschutz zu den vereinbarten Versicherungssum-
men. Danach gilt der zu diesem Zeitpunkt gültige Tarif für Erwachsene. Sie haben jedoch folgen-
des Wahlrecht:

Sie zahlen den bisherigen Beitrag, und wir reduzieren die Versicherungssummen entsprechend.

Sie behalten die bisherigen Versicherungssummen, und wir berechnen einen entsprechend höheren  
Beitrag.

6.1.2 Über Ihr Wahlrecht werden wir Sie recht zeitig informieren. Teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer 
Wahl nicht bis spätestens zwei Monate nach Beginn des neuen Versicherungsjahres mit, setzt sich  
der Versicherungsschutz entsprechend der ersten Wahlmöglichkeit fort.

6.2 Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung

6.2.1 Die Höhe der Versicherungssummen bzw. des Beitrages hängt maßgeblich von der Berufstä-
tigkeit oder der Beschäftigung der versicherten Person ab. Grundlage für die Bemessung der Versi-
cherungssummen und Beiträge ist unser geltendes Berufsgruppenverzeichnis. Eine Änderung der  
Berufstätigkeit  oder Beschäftigung der versicherten Person müssen Sie uns daher unverzüglich 
mitteilen. Pflichtwehr dienst, Zivildienst oder militärische Reserveübungen fallen nicht darunter.

6.2.2 Errechnen sich bei gleichbleibendem Beitrag nach dem zum Zeitpunkt der Änderung gülti-
gen Tarif niedrigere Versicherungssummen, gelten diese nach Ablauf eines Monats ab der Ände-
rung. Errechnen sich dagegen höhere Versicherungssummen, gelten diese, sobald uns Ihre Erklä-
rung zugeht, spätestens jedoch nach Ablauf eines Monats ab der Änderung. Die neu errechneten  
Versicherungssummen gelten sowohl für berufliche als auch für außerberufliche Unfälle.

6.2.3 Auf Ihren Wunsch führen wir den Versicherungsschutz auch mit den bisherigen Versiche -
rungssummen bei erhöhtem oder gesenktem Beitrag weiter, sobald uns Ihre Erklärung zugeht.

Der Leistungsfall

7 Was ist nach einem Unfall zu beachten (Obliegenheiten)?

Ohne Ihre Mitwirkung und die der versicherten Person können wir unsere Leistung nicht erbrin -
gen.

7.1 Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leistungspflicht herbeiführt, müssen Sie oder die 
versicherte Person unverzüglich einen Arzt hinzuziehen, seine Anordnungen befolgen und uns un-
terrichten.

7.2 Die von uns übersandte Unfallanzeige müssen Sie oder die versicherte Person wahrheitsgemäß 
ausfüllen und uns unverzüglich zurücksenden; von uns darüber hinaus geforderte sachdienliche 
Auskünfte müssen in gleicher Weise erteilt werden.

7.3 Werden Ärzte von uns beauftragt, muss sich die versicherte Person auch von diesen untersu -
chen lassen. Die notwendigen Kosten einschließlich eines dadurch entstandenen Verdienstausfalles 
tragen wir.

7.4 Die Ärzte, die die versicherte Person – auch aus anderen Anlässen – behandelt oder untersucht 
haben, andere Versicherer, Versicherungsträger und Behörden sind zu ermächtigen, alle erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen.

7.5 Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies innerhalb von 48 Stunden zu melden, auch wenn 
uns der Unfall schon angezeigt war. Uns ist das Recht zu verschaffen, gegebenenfalls eine Obduk -
tion durch einen von uns beauftragten Arzt vornehmen zu lassen.

8 Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten?

Wird eine Obliegenheit nach Ziffer 7 vorsätzlich verletzt, verlieren Sie Ihren Versicherungsschutz.  
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem 
der Schwere Ihres Verschuldens entsprechen den Verhältnis zu kürzen. Beides gilt nur, wenn wir  
Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolgen hinge wiesen haben.

Weisen Sie nach, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachweisen, dass die Verletzung der Ob-
liegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit arg-
listig verletzt haben.

Diese Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob wir ein uns zustehendes Kündigungsrecht we-
gen der Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht ausüben.

9 Wann sind die Leistungen fällig?

9.1 Wir sind verpflichtet, innerhalb eines Monats – beim Invaliditätsanspruch innerhalb von drei  
Monaten – in Textform zu erklären, ob und in welchem Umfang wir einen Anspruch anerkennen. 
Die Fristen beginnen mit dem Eingang folgender Unterlagen:
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Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen,

beim Invaliditätsanspruch zusätzlich der Nachweis über den Abschluss des Heilverfahrens, soweit  
es für die Bemessung der Invalidität notwendig ist.

Die ärztlichen Gebühren, die Ihnen zur Begründung des Leistungsanspruchs entstehen, überneh-
men wir

bei Invalidität bis zu 1 ‰ der versicherten Summe,

bei Übergangsleistung bis zu 1 % der versicherten Summe,

bei Tagegeld bis zu einem Tagegeldsatz,

bei Krankenhaustagegeld bis zu einem Krankenhaustagegeldsatz.

Sonstige Kosten übernehmen wir nicht.

9.2 Erkennen wir den Anspruch an oder haben wir uns mit Ihnen über Grund und Höhe geeinigt, 
leisten wir innerhalb von zwei Wochen.

9.3 Steht die Leistungspflicht zunächst nur dem Grunde nach fest, zahlen wir – auf Ihren Wunsch  
– angemessene Vorschüsse. Vor Abschluss des Heilverfahrens kann eine Invaliditätsleistung inner-
halb eines Jahres nach dem Unfall  nur bis zur  Höhe einer vereinbarten Todesfallsumme bean -
sprucht werden.

9.4 Sie und wir sind berechtigt, den Grad der Invalidität jährlich, längstens bis zu drei Jahren nach  
dem Unfall, erneut ärztlich bemessen zu lassen. Bei Kindern bis zur Vollendung des 14. Lebens -
jahres verlängert sich diese Frist von drei auf fünf Jahre. Dieses Recht muss von uns zusammen 
mit unserer Erklärung über unsere Leistungspflicht nach Ziffer 9.1, von Ihnen vor Ablauf der Frist 
ausgeübt werden.

Ergibt die endgültige Bemessung eine höhere Invaliditätsleistung als wir bereits erbracht haben, ist  
der Mehrbetrag mit 5% jährlich zu verzinsen.

9.5 Zur Prüfung der Voraussetzungen für den Rentenbezug sind wir berechtigt, Lebensbescheini-
gungen anzufordern. Wird die Bescheinigung nicht unverzüglich übersandt, ruht die Rentenzah-
lung ab der nächsten Fälligkeit.

Die Versicherungsdauer

10 Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz? Wann ruht der Versicherungsschutz bei 
militärischen Einsätzen?

10.1 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem in der Versicherungsbestätigung angegebenen Zeitpunkt  
– mittags 12 Uhr –, wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Fälligkeit im 
Sinne von Ziffer 11.2 zahlen. Endet bei einem Versichererwechsel die Vorversicherung mit Ablauf 
des Tages vor dem in der Versicherungsbestätigung ausgewiesenen Tag des Versicherungsbeginns,  
beginnt die Versicherung mit Tagesbeginn, damit keine Lücke im Versicherungsschutz entsteht.

10.2 Dauer und Ende des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz ist für die in der Versicherungsbestätigung angegebene Zeit abgeschlos-
sen. Er endet am angegebenen Tag mittags 12 Uhr. Es verlängert sich der Versicherungsschutz 
nach Ablauf der vereinbarten Laufzeit um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens  
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung in Schriftform 
zugegangen ist.

Da die Risiko-Unfallversicherung nur bis zum 75. Lebensjahr kalkuliert ist, endet der Versiche -
rungsschutz ohne dass es einer Kündigung bedarf, spätestens mit Ablauf des Versicherungsjahres,  
in dem die versicherte Person das 75. Lebensjahr vollendet. Sind zwei oder mehr Personen versi -
chert, so endet der Versicherungsschutz, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit der Hauptfällig-
keit, die auf die Vollendung des 75. Lebensjahres der zu versichernden Person folgt. Ab diesem  
Zeitpunkt entfällt der für diese Person zu zahlende Beitragsteil.

10.3 Kündigung nach Versicherungsfall

Den Versicherungsschutz können Sie oder wir durch Kündigung beenden, wenn wir eine Leistung 
erbracht oder Sie gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben. Die Kündigung muss Ihnen  
oder uns spätestens einen Monat nach Leistung oder – im Falle eines Rechtsstreits – nach Klage -
rücknahme, Anerkenntnis, Vergleich oder Rechts kraft des Urteils in Schriftform zugegangen sein.  
Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei uns wirksam. Sie können je -
doch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende 
der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. Eine Kündigung durch uns wird einen Monat  
nach ihrem Zugang bei Ihnen wirksam.

10.4 Ruhen des Versicherungsschutzes bei militärischen Einsätzen

Der Versicherungsschutz tritt für die versicherte Person außer Kraft, sobald sie Dienst in einer mi-
litärischen oder ähnlichen Formation leistet, die an einem Krieg oder kriegsmäßigen Einsatz zwi -
schen den Ländern China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Russland oder USA 
beteiligt ist. Der Versicherungsschutz lebt wieder auf, sobald uns Ihre Anzeige über die Beendi -
gung des Dienstes zugegangen ist.

Der Versicherungsbeitrag

11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten? Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht 
rechtzeitig zahlen?

11.1 Beitrag und Versicherungsteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die Sie in der jeweils vom Ge -
setz bestimmten Höhe zu entrichten haben.

11.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster oder einmaliger Beitrag

11.2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist abweichend von der gesetzlichen Rege -
lung (§ 33 Abs. 1 VVG) unverzüglich nach Abschluss des Versicherungsschutzes zu zahlen, jedoch 
nicht vor  dem mit Ihnen vereinbarten,  in  der Versicherungsbestätigung angegebenen Versiche -
rungsbeginn. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die  
erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

11.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern sie durch gesonderte Mit-
teilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsbestätigung auf diese  
Rechtsfolge  aufmerksam gemacht  wurden.  Das  gilt  nicht,  wenn Sie  nachweisen,  dass  Sie  die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

11.2.3 Rücktritt

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können wir vom Versicherungs-
schutz zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie 
nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

11.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

11.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

11.3.2 Verzug

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie ohne Mahnung in Verzug, es sei denn,  
dass Sie die verspätete Zahlung nicht zu vertreten haben. Wir werden Sie auf Ihre Kosten in Text -
form zur Zahlung auffordern und Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen.  
Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn wir darin die rückständigen Beträge des Beitrags sowie  
die Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffern und die Rechtsfolgen angeben, die nach den Ziffern  
11.3.3 und 11.3.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

11.3.3 Kein Versicherungsschutz

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeit -
punkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn Sie mit der Zahlungsaufforderung nach Zif-
fer 11.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen wurden.

11.3.4 Kündigung

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, können wir den Versi -
cherungsschutz ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn wir Sie mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 11.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen haben.

Haben wir gekündigt, und zahlen Sie danach innerhalb eines Monats den an gemahnten Beitrag,  
besteht der Versicherungsschutz fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündi-
gung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

11.4. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn 
der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung 
nicht widersprechen. Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer in Text-
form abgegebenen Zahlungsaufforderung erfolgt. Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen wer-
den, weil Sie die Einzugsermächtigung wider rufen haben, oder haben Sie aus anderen Gründen zu 
vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig 
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Sie sind zur Übermittlung des Beitrags 
erst verpflichtet, wenn Sie von uns hierzu in Textform aufgefordert worden sind.

11.5 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort 
fällig, wenn Sie mit der Zahlung einer Rate in Verzug sind. Ferner können wir für die Zukunft  
jährliche Beitragszahlung verlangen.

11.6 Beitrag bei vorzeitiger Beendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Versicherungsschutzes haben wir, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche -
rungsschutz bestanden hat.

Weitere Bestimmungen

12 Wie sind die Rechtsverhältnisse der beteiligten Personen zueinander?
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12.1 Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen, die einem anderen zustoßen (Fremdversi-
cherung), steht die Ausübung der Rechte nicht der versicherten Person, sondern Ihnen zu. Sie sind  
neben der versicherten Person für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

12.2 Alle  für  Sie  geltenden Bestimmungen sind auf  Ihren Rechtsnachfolger  und sonstige  An-
spruchsteller entsprechend anzuwenden.

12.3 Die Versicherungsansprüche können vor Fälligkeit ohne unsere Zustimmung weder übertra -
gen noch verpfändet werden.

13 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?

13.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände

Sie haben uns bis  zur Abgabe Ihrer Antragserklärung alle Ihnen bekannten Gefahrumstände in 
Textform anzuzeigen, nach denen wir Sie in Textform gefragt haben und die für unseren Ent -
schluss erheblich sind, den vereinbarten Versicherungsschutz zu gewähren. Sie sind auch insoweit 
zur Anzeige verpflichtet, als wir nach Ihrer Antragserklärung, aber vor unserer Annahme Fragen 
im Sinne des Satzes 1 in Textform stellen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind,  
auf unseren Entschluss Einfluss auszuüben, den Versicherungsschutz überhaupt oder mit dem ver -
einbarten Inhalt abzuschließen. Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben Ihnen  
für die wahrheitsgemäße und vollständige Anzeige der gefahrerheblichen Umstände und die Be -
antwortung der an sie gestellten Fragen verantwortlich.

Wird der Antrag von Ihrem Vertreter gestellt und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand,  
müssen Sie sich so behandeln lassen, als hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglis -
tig verschwiegen.

13.2 Rücktritt

13.2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts

Unvollständige und unrichtige  Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen uns,  
von der Übernahme des Versicherungsschutzes zurückzutreten. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen ha-
ben. Wir müssen unser Rücktrittsrecht innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei  
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monats -
frist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung angeben.  
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die unser  
Rücktrittsrecht begründet, Kenntnis erlangen. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ihnen gegen-
über.

13.2.2. Ausschluss des Rücktrittsrechts

Wir  können uns auf  unser  Rücktrittsrecht  nicht  berufen,  wenn wir  den nicht  angezeigten Ge -
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie  
nachweisen, dass Sie oder Ihr Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht haben. Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verlet -
zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn Sie nachweisen, dass wir in die Übernahme des Versi -
cherungsschutzes in der vorliegenden Form auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um stände,  
wenn auch zu anderen Bedingungen, eingewilligt hätten.

13.2.3. Folgen des Rücktritts

Im Fall  des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.  Treten wir nach Eintritt  des Versiche-
rungsfalls zurück, dürfen wir den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn Sie nachweisen, dass 
der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls  
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall be-
steht aber kein Versicherungsschutz,  wenn Sie  die Anzeigepflicht arglistig verletzt  haben. Uns  
steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufe -
nen Versicherungsdauer entspricht.

13.3 Kündigung oder rückwirkende Anpassung des Versicherungsschutzes

13.3.1 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre Verletzung einer Anzeigepflicht weder  
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, können wir den Versicherungsschutz unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin gewiesen ha -
ben. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb  
der Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung 
angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung Ihrer Anzeigepflicht  
Kenntnis erlangt haben. Wir können uns auf unser Kündigungsrecht wegen Anzeigepflichtverlet -
zung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An -
zeige kannten. Das Kündigungsrecht ist auch ausgeschlossen, wenn Sie nach weisen, dass wir den  
Versicherungsschutz auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten.

13.3.2 Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Versicherungsschutz auch bei  
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen geschlossen hätten, wer-
den die anderen Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend Bestandteil  des Versicherungs-
schutzes. Haben Sie die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode Bestandteil  des Versicherungsschutzes. Dies gilt  nur, wenn 
wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen haben. Wir müssen die Anpassung des Versicherungsschutzes innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklä-
rung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Be -
gründung unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der  
Verletzung  der  Anzeigepflicht,  die  uns  zur  Anpassung  des  Versicherungsschutzes  berechtigt, 
Kenntnis erlangen. Wir können uns auf eine An passung des Versicherungsschutzes nicht berufen,  
wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. Er-
höht sich durch die Anpassung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsi-
cherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Versicherungsschutz innerhalb ei -
nes Monats nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in Schriftform kündigen.

13.3.3 Anfechtung

Unser Recht, den Versicherungsschutz wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
Im Fall der Anfechtung steht uns der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der  
Anfechtungserklärung abgelaufenen Versicherungsdauer entspricht.

14 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Versicherungsschutz?

14.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsschutz verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung 
richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

14.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsschutz bei uns angemeldet worden, ist die Verjährung  
von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Text-
form zugeht.

15 Welches Gericht ist zuständig?

15.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zustän-
digkeit nach unserem Sitz oder dem Sitz der für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung. Sind Sie eine natürliche Person und wohnen in Deutschland, ist auch das Gericht zuständig,  
in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

15.2 Sind Sie eine natürliche Person und wohnen in Deutschland, müssen Klagen aus dem Versi-
cherungsschutz gegen Sie bei dem Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, in Er -
mangelung eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Unterhalten Sie 
zum Zeitpunkt der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Staat  
außerhalb  der  Europäischen Gemeinschaft,  Islands,  Norwegens  oder  der  Schweiz  oder  ist  Ihr 
Wohnsitz bzw. gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, können  
wir Sie vor dem für unseren Sitz zuständigen Gerichtsstand verklagen. Sind Sie eine juristische  
Person, bestimmt sich das zuständige Gericht nach Ihrem Sitz oder Ihrer Niederlassung.

15.3 Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden durch diese Vereinbarungen  
nicht ausgeschlossen.

16 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? Was gilt bei Änderung Ihrer Anschrift?

16.1 Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an unsere Hauptverwaltung oder  
an die in der Versicherungsbestätigung oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Ge-
schäftsstelle gerichtet werden.

16.2 Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä -
rung, die Ihnen gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines ein geschriebenen Briefes an die 
letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zu-
gegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Änderung Ihres Namens.

17 Welches Recht findet Anwendung?

Es findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung.

Besondere Bedingungen für die Versicherung der Kosten für kosmetische Operationen in der Un-
fallversicherung

Ergänzend zu Ziffer 2 der Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedingungen (AUB 2008) leisten wir  
Ersatz für Kosten unfallbedingter kosmetischer Operationen.

1 Voraussetzungen für die Leistungen:

1.1 Die versicherte Person hat sich nach einem Unfall im Sinne der Bedingungen (AUB 2008) ei-
ner kosmetischen Operation unterzogen.

Als kosmetische Operation gilt eine nach Abschluß der Heilbehandlung durchgeführte ärztliche  
Behandlung mit dem Ziel, eine unfallbedingte Beeinträchtigung des äußeren Erscheinungsbildes 
der versicherten Person zu beheben.

1.2 Die kosmetische Operation erfolgt innerhalb von drei Jahren nachdem Unfall, bei Unfällen 
Minderjähriger spätestens vor Vollendung des 21. Lebensjahres.

1.3 Ein Dritter ist nicht zur Leistung verpflichtet oder bestreitet seine Leistungspflicht.

2 Art und Höhe der Leistung:

2.1 Wir leisten insgesamt bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme Ersatz für nachge -
wiesene

Arzthonorare und sonstige Operationskosten,

notwendige Kosten für Unterbringung und Verpflegung in einem Krankenhaus,

Zahnbehandlungs- und Zahnersatzkosten, die durch einen unfallbedingten Verlust oder Teilverlust 
von Schneide- und Eckzähnen entstanden sind.

Besondere Bedingungen für die Mitversicherung von Bergungskosten in der Allgemeinen Unfall -
versicherung

Ergänzend zu Ziffer 2 der Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedingungen (AUB 2008) erbringen 
wir folgende Leistungen.

1 Art der Leistungen
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1.1 Wir ersetzen nach einem Unfall die entstandenen notwendigen Kosten für Such-, Rettungs- 
oder Bergungseinsätze von öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierten Rettungsdiens-
ten, soweit  hierfür üblicherweise Gebühren berechnet werden. Diese Kosten ersetzen wir auch 
dann, wenn der Unfall unmittelbar drohte oder ein Unfall nach den konkreten Umständen zu ver-
muten war.

1.2 Wir  ersetzen die  Kosten für  den ärztlich angeordneten Transport  der verletzten Person ins 
nächste Krankenhaus oder zu einer Spezialklinik.

1.3 Wir ersetzen den Mehraufwand bei der Rückkehr der verletzten Person zu ihrem ständigen  
Wohnsitz, soweit die Mehrkosten auf ärztliche Anordnung zurückgehen oder nach der Verletzungs-
art unvermeidbar waren.

1.4 Bei einem unfallbedingten Todesfall er setzen wir die Kosten für die Überführung zum letzten  
ständigen Wohnsitz.

2 Höhe der Leistungen

2.1 Die Höhe der Leistungen ist insgesamt auf den in der Versicherungsbestätigung genannten Be-
trag begrenzt.

2.2 Bestehen bei dem Versicherer weitere Unfallversicherungen, können die Bergungskosten nur 
einmal beansprucht werden.

2.3 Der in der Versicherungsbestätigung fest gelegte Höchstbetrag für den Kostenersatz nimmt an 
einer für andere Leistungsarten vereinbarten Erhöhung von Leistung und Beitrag (Dynamik) nicht  
teil.

3 Kostenersatz durch Dritte

3.1 Tritt ein anderer Ersatzpflichtiger ein, so können Sie einen Erstattungsanspruch gegen uns nur  
wegen der restlichen Kosten geltend machen.

3.2 Bestreitet ein anderer Ersatzpflichtiger seine Leistungspflicht, können Sie sich direkt an uns 
halten.

Zusatzbedingungen für Kurkostenbeihilfe

Ergänzend zu Ziffer 2 der Allgemeinen Unfallversicherung-Bedingungen (AUB 2008) bieten wir 
entsprechend der nachfolgenden Regelung Versicherungsschutz bei Kuraufenthalten:

1 Voraussetzungen für die Leistungen

1.1 Die versicherte Person hat

nach einem unter den Vertrag fallenden Unfall im Sinne von Ziffer 1 AUB 2008

wegen der durch das Unfallereignis hervorgerufenen Gesundheitsschädigung oder deren Folgen

innerhalb von drei Jahren, vom Unfalltage an gerechnet

für einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens drei Wochen

eine medizinisch notwendige Kur durch

geführt. Diese Voraussetzungen werden von Ihnen durch ein ärztliches Attest nachgewiesen.

1.2 Als Kur gilt nicht eine stationäre Behandlung, bei der die ärztliche Behandlung der Unfallfol -
gen im Vordergrund steht.

2 Art und Höhe der Leistung

Die Kurkostenbeihilfe wird bis zur Höhe der in der Versicherungsbestätigung genannten Versiche-
rungssumme einmal je Unfall gezahlt. Dabei wird Ziffer 3 AUB 2008 berücksichtigt.

Bestehen bei dem Versicherer für die versicherte Person mehrere Unfallversicherungen, kann die 
vereinbarte Kurkostenbeihilfe nur aus einem dieser Verträge verlangt werden.

Besondere Bedingungen für die Unfallversicherung mit progressiver Invaliditätsstaffel (500 Pro -
zent)

Sie als versicherte Person haben Versicherungsschutz bei Unfall mit progressiver Invaliditätsstaf-
fel. Der Invaliditätsgrad wird nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der Allgemeinen Bedingungen für die 
Unfallversicherung (AUB 2008) ermittelt und der Unfall hat sich vor Vollendung des 65. Lebens-
jahres der versicherten Person ereignet.

Ziffer 2.1 (AUB 2008) wird wie folgt ergänzt:

1 Für jeden Prozentpunkt, der den unfallbedingten Invaliditätsgrad von 25 Prozent übersteigt, zah-
len wir zusätzlich 2 Prozent aus der Versicherungssumme.

2 Für jeden Prozentpunkt, der den unfallbedingten Invaliditätsgrad von 50 Prozent übersteigt, zah-
len wir zusätzlich weitere 5 Prozent aus der Versicherungssumme.

Auf die Höhe der Invaliditätsleistung wirkt sich diese Ergänzung im einzelnen wie folgt aus:

Bedingungen für die Absicherung des Arbeitslosigkeits-Risikos (ALV) 

1 Was ist  versichert? Wer erhält  die Versicherungsleistungen bei Realisierung des Arbeitslosig-
keits-Risikos?

1.1 Wird die versicherte Person während der Dauer dieser Zusatzversicherung (vgl. Ziffer 4) un-
freiwillig arbeitslos, so leisten wir einen Zuschuss zu den laufenden Kreditraten in Höhe von max. 
130 Euro pro Monat nach Ablauf einer Karenzzeit von 3 Monaten (siehe Ziffer 6). Die Leistungs -
dauer beträgt insgesamt nicht mehr als 12 Monate. Ist die monatliche Versicherungsleistung höher  
als der Differenzbetrag zwischen dem monatlichen Arbeitslosengeld des Arbeitsamtes und dem 
letzten Nettogehalt der versicherten Person, so wird nur der Differenzbetrag gezahlt.

1.2 Bezugsberechtigt für die bei Realisierung des Arbeitslosigkeits-Risikos fälligen Versicherungs-
leistungen ist die versicherte Person. 

2 Was ist Arbeitslosigkeit im Sinne dieser Bedingungen? 

Arbeitslosigkeit  liegt dann vor, wenn die versicherte Person nicht gegen Entgelt,  Gewinn oder  
sonstige Vermögensvorteile arbeitet und als arbeitslos bei dem für sie zuständigen Arbeitsamt im  
Bereiche der Bundesrepublik Deutschland geführt wird und das entsprechende Arbeitslosengeld 
bezieht. 

3 Welche Personen sind versicherbar? 

3.1 Versicherungsfähig sind alle in der Bundesrepublik Deutschland wohnenden und gegen Entgelt 
berufstätigen Personen, die das 55. Lebensjahr nicht überschritten haben. 

3.2 Nicht versicherungsfähig sind berufstätige Personen, die keinen Rechtsanspruch auf Arbeitslo -
sengeld haben, insbesondere Beamte, Richter, Soldaten, Selbstständige und freiberuflich Tätige,  
sowie nicht berufstätige Personen, insbesondere Hausfrauen, Schüler, Studenten, Vorruheständler,  
Rentner und Arbeitslose. 

3.3 Versichert werden können nur Personen, die bei Eintritt der Arbeitslosigkeit mindestens die  
letzten 24 Monate bei ein und demselben Arbeitgeber voll beschäftigt waren und in einem unge -
kündigten und unbefristeten Arbeitsverhältnis stehen; eine Vollbeschäftigung ist gegeben, wenn 
die Wochenarbeitszeit mindestens 18 Stunden beträgt. 

4 Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz? 

4.1 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem in der Versicherungsbestätigung angegebenen Zeitpunkt  
– mittags 12 Uhr –, wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Fälligkeit im 
Sinne von Ziffer 11.2 zahlen. 

4.2 Dauer und Ende des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz ist für die in der Versicherungsbestätigung angegebene Zeit abgeschlos-
sen. Er endet am angegebenen Tag mittags 12 Uhr. Es verlängert  sich der Versicherungsschutz 
nach Ablauf der vereinbarten Laufzeit um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens  
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung in Schriftform 
zugegangen ist.

Der Versicherungsschutz endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, spätestens mit Ablauf des 
Versicherungsjahres, in dem die versicherte Person das 58. Lebensjahr vollendet.

4.3 Kündigung nach Versicherungsfall

Den Versicherungsschutz können Sie oder wir durch Kündigung beenden, wenn wir eine Leistung 
erbracht oder Sie gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben. Die Kündigung muss Ihnen 
oder uns spätestens einen Monat nach Leistung oder – im Falle eines Rechtsstreits – nach Klage -
rücknahme, Anerkenntnis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils in Schriftform zugegangen sein. 
Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei uns wirksam. Sie können je-
doch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende 
der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. Eine Kündigung durch uns wird einen Monat 
nach ihrem Zugang bei Ihnen wirksam.

5 Wann entsteht der Anspruch auf Versicherungsleistungen und wann erlischt er? 

5.1 Bei Verlust des Arbeitsplatzes innerhalb der ersten drei Monate nach Abschluss der Versiche -
rung besteht noch kein Versicherungsschutz.
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5.2 Bei Eintritt einer unfreiwilligen Arbeitslosigkeit ab dem 4. Monat nach Abschluss der Versi -
cherung entsteht der Anspruch auf Versicherungsleistungen nach Ablauf einer Karenzzeit von drei 
Monaten. Die Versicherungsleistung wird jeweils am Monatsende erbracht, sofern die Arbeitslo-
sigkeit noch besteht. Der Anspruch erlischt mit dem Ende der Arbeitslosigkeit, spätestens 12 Mo -
nate nach Fälligkeit der ersten Versicherungsleistung, selbst dann, wenn die Arbeitslosigkeit noch  
besteht. Teilt uns die versicherte Person ihre Arbeitslosigkeit später als sechs Monate nach ihrem 
Eintritt schriftlich mit, so entsteht der Anspruch auf die Versicherungsleistung erst mit dem Beginn 
des Monats, in dem die Mitteilung erfolgt.

5.3 Die Leistungen sind auf höchstens 12 Leistungsmonate begrenzt. Bei wiederholt eintretender 
Arbeitslosigkeit leisten wir maximal zwölf Monate. Dabei beginnt die Karenzzeit gemäß 5.2 er-
neut zu laufen. Darüber hinaus sind die Anforderungen gem. Ziffer 3.3. erneut zu erfüllen. 

6 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen? 

6.1 Wir leisten nicht, wenn die Arbeitslosigkeit durch 

- Versetzung in den Ruhestand

- Ausübung einer Straftat

- Missbrauch von Drogen oder Alkohol 

- direkte oder indirekte Streik- oder Aussperrungsmaßnahmen herbeigeführt wird.

6.2 Ferner wird nicht geleistet, wenn die versicherte Person das Beschäftigungsverhältnis selbst  
aufgelöst hat oder durch vertragswidriges Verhalten die Lösung des Beschäftigungsverhältnisses 
veranlasst hat. 

7 Welche Obliegenheiten sind bei Inanspruchnahme von Versicherungsleistungen zu erfüllen? 

7.1 Werden Leistungen aus dieser Versicherung verlangt, so muss die versicherte Person als Be -
zugsberechtigte uns unverzüglich folgende Unterlagen einreichen: 

- das Kündigungsschreiben des Arbeitgebers der versicherten Person

- eine Bescheinigung des Arbeitsamtes über den Bezug von Arbeitslosengeld durch die versicherte 
Person

- einen Bericht über die bisherigen Arbeitsverhältnisse auf unserem vorgefertigten Meldevordruck 

-  bei Ablauf des Bewilligungszeitraums erneute Vorlage  einer  Bescheinigung des Arbeitsamtes 
bzw. unverzügliche Anzeige der Arbeitslosigkeit 

7.2 Das Ende der Arbeitslosigkeit muss die versicherte Person uns binnen einer Woche anzeigen. 

8 Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten? 

Unterbleiben die in Ziffer 7 genannten Verpflichtungen vorsätzlich, entfällt unsere Verpflichtung 
zur Zahlung der Versicherungsleistung gemäß Ziffer 1. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Pflicht 
zur unverzüglichen Mitteilung sind wir berechtigt, die Versicherungsleistung in einem der Schwere  
des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Dass die Fahrlässigkeit  nicht grob war,  
muss die versicherte Person nachweisen. Unsere Leistungspflicht bleibt insoweit bestehen, als die 
Verletzung für die Feststellung weder des Versicherungsfalles noch des Umfangs der Leistungs -
pflicht ursächlich ist. Wird die Pflicht zur unverzüglichen Mitteilung arglistig verletzt, sind wir –  
unabhängig vom Bestehen eines Ursachenzusammenhangs – zur Zahlung einer Versicherungsleis-
tung nicht verpflichtet. Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit  tritt nur ein, wenn wir  
durch gesonderte Mitteilung auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben.

9 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das Versicherungsverhältnis beziehen?

9.1 Mitteilungen, die das Versicherungsverhältnis betreffen, müssen stets schriftlich erfolgen. Für  
uns bestimmte Mitteilungen werden wirksam, sobald sie der Schulte und Partner GmbH  zugegan -
gen sind.

9.2 Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die Ihnen gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines ein geschriebenen Briefes an die  
letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zu-
gegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Änderung Ihres Namens.

10 Wann verjähren Ansprüche aus dem Versicherungsverhältnis?

10.1 Ansprüche aus dem Versicherungsverhältnis verjähren in drei Jahren. Die Verjährungsfrist be-
ginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem eine Leistung verlangt werden kann und die anspruch -
stellende Person von den Anspruch begründenden Umständen Kenntnis erlangt hat oder ohne gro-
be Fahrlässigkeit erlangen müsste.

10.2 Ist ein Anspruch bei uns angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt ge -
hemmt, zu dem unsere Entscheidung der anspruchstellenden Person in Textform zugeht. Der Zeit -
raum zwischen der Anmeldung und dem Zugang unserer Entscheidung bleibt damit bei der Be-
rechnung der Frist unberücksichtigt.

11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten? Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht 
rechtzeitig zahlen?

11.1 Beitrag und Versicherungsteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die Sie in der jeweils vom Ge -
setz bestimmten Höhe zu entrichten haben.

11.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster oder einmaliger Beitrag

11.2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist abweichend von der gesetzlichen Rege -
lung (§ 33 Abs. 1 VVG) unverzüglich nach Abschluss des Versicherungsschutzes zu zahlen, jedoch 
nicht vor  dem mit Ihnen vereinbarten,  in  der Versicherungsbestätigung angegebenen Versiche -
rungsbeginn. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die  
erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

11.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern sie durch gesonderte Mit-
teilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis in der Versicherungsbestätigung auf die-
se Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurden. Das gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

11.2.3 Rücktritt

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können wir vom Versicherungs-
schutz zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie 
nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

11.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

11.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

11.3.2 Verzug

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie ohne Mahnung in Verzug, es sei denn,  
dass Sie die verspätete Zahlung nicht zu vertreten haben. Wir werden Sie auf Ihre Kosten in Text -
form zur Zahlung auffordern und Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen.  
Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn wir darin die rückständigen Beträge des Beitrags sowie  
die Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffern und die Rechtsfolgen angeben, die nach den Ziffern  
11.3.3 und 11.3.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

11.3.3 Kein Versicherungsschutz

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeit -
punkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn Sie mit der Zahlungsaufforderung nach Zif-
fer 11.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen wurden.

11.3.4 Kündigung

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, können wir den Versi -
cherungsschutz ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn wir Sie mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 11.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen haben.

Haben wir gekündigt, und zahlen Sie danach innerhalb eines Monats den an gemahnten Beitrag,  
besteht der Versicherungsschutz fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündi-
gung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

11.4 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn 
der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung 
nicht widersprechen. Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer in Text-
form abgegebenen Zahlungsaufforderung erfolgt. Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen wer-
den, weil Sie die Einzugsermächtigung wider rufen haben, oder haben Sie aus anderen Gründen zu 
vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig 
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Sie sind zur Übermittlung des Beitrags 
erst verpflichtet, wenn Sie von uns hierzu in Textform aufgefordert worden sind.

11.5 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort 
fällig, wenn Sie mit der Zahlung einer Rate in Verzug sind. Ferner können wir für die Zukunft  
jährliche Beitragszahlung verlangen.

11.6 Beitrag bei vorzeitiger Beendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Versicherungsschutzes haben wir, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche -
rungsschutz bestanden hat.

12 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?

12.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände
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Sie haben uns bis  zur Abgabe Ihrer Antragserklärung alle Ihnen bekannten Gefahrumstände in 
Textform anzuzeigen, nach denen wir Sie in Textform gefragt haben und die für unseren Ent -
schluss erheblich sind, den vereinbarten Versicherungsschutz zu gewähren. Sie sind auch insoweit 
zur Anzeige verpflichtet, als wir nach Ihrer Antragserklärung, aber vor unserer Annahme Fragen 
im Sinne des Satzes 1 in Textform stellen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind,  
auf unseren Entschluss Einfluss auszuüben, den Versicherungsschutz über haupt oder mit dem ver -
einbarten Inhalt abzuschließen. Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben Ihnen  
für die wahrheitsgemäße und vollständige Anzeige der gefahrerheblichen Umstände und die Be -
antwortung der an sie gestellten Fragen verantwortlich.

Wird der Antrag von Ihrem Vertreter gestellt und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand,  
müssen Sie sich so behandeln lassen, als hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglis -
tig verschwiegen.

12.2 Rücktritt

12.2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts

Unvollständige und unrichtige  Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen uns,  
von der Übernahme des Versicherungsschutzes zurückzutreten. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen ha-
ben. Wir müssen unser Rücktrittsrecht innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei  
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monats -
frist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung angeben.  
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die unser  
Rücktrittsrecht begründet, Kenntnis erlangen. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ihnen gegen-
über.

12.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts

Wir  können uns auf  unser  Rücktrittsrecht  nicht  berufen,  wenn wir  den nicht  angezeigten Ge -
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie  
nachweisen, dass Sie oder Ihr Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht haben. Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verlet -
zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn Sie nachweisen, dass wir in die Übernahme des Versi -
cherungsschutzes in der vorliegenden Form auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,  
wenn auch zu anderen Bedingungen, eingewilligt hätten.

12.2.3 Folgen des Rücktritts

Im Fall  des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.  Treten wir nach Eintritt  des Versiche-
rungsfalls zurück, dürfen wir den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn Sie nachweisen, dass 
der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls  
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall be-
steht aber kein Versicherungsschutz,  wenn Sie  die Anzeigepflicht arglistig verletzt  haben. Uns  
steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufe -
nen Versicherungsdauer entspricht.

12.3 Kündigung oder rückwirkende Anpassung des Versicherungsschutzes

12.3.1 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre Verletzung einer Anzeigepflicht weder  
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, können wir den Versicherungsschutz unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin gewiesen ha -
ben. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb 
der Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung 
angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung Ihrer Anzeigepflicht  
Kenntnis erlangt haben. Wir können uns auf unser Kündigungsrecht wegen Anzeigepflichtverlet -
zung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An -
zeige kannten. Das Kündigungsrecht ist auch ausgeschlossen, wenn Sie nach weisen, dass wir den  
Versicherungsschutz auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten.

12.3.2 Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Versicherungsschutz auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen geschlossen hätten, wer-
den die anderen Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend Bestandteil  des Versicherungs-
schutzes. Haben Sie die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode Bestandteil  des Versicherungsschutzes.  Dies gilt  nur, wenn 
wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen haben. Wir müssen die Anpassung des Versicherungsschutzes innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklä-
rung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Be-
gründung unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der  
Verletzung  der  Anzeigepflicht,  die  uns  zur  Anpassung  des  Versicherungsschutzes  berechtigt, 
Kenntnis erlangen. Wir können uns auf eine Anpassung des Versicherungsschutzes nicht berufen,  
wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. Er-
höht sich durch die Anpassung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsi-
cherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Versicherungsschutz innerhalb ei -
nes Monats nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in Schriftform kündigen.

12.3.3 Anfechtung

Unser Recht, den Versicherungsschutz wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
Im Fall der Anfechtung steht uns der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der  
Anfechtungserklärung abgelaufenen Versicherungsdauer entspricht.

13 Welches Recht findet Anwendung? Was gilt für Klagen und wo ist der Gerichtsstand?

13.1 Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwen -
dung. 

13.2 Wenn die versicherte Person aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherer klagt, 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers. Wohnt die versicherte 
Person in Deutschland, ist auch das Gericht zu ständig, in dessen Bezirk die versicherte Person zur  
Zeit der Klageerhebung ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.

13.3 Wohnt die versicherte Person in Deutschland, müssen Klagen aus dem Versicherungsverhält-
nis gegen diese bei dem Gericht erhoben werden, das für ihren Wohnsitz oder in Ermangelung ei -
nes solchen, den Ort ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Unterhält die versicherte Per-
son zum Zeitpunkt der Klageerhebung ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt  in einem 
Staat außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, Islands, Norwegens oder der Schweiz oder ist ihr 
Wohnsitz bzw. gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, kann der  
Versicherer diese vor dem für den Sitz des Versicherers zuständigen Gerichtsstand verklagen.

Bei Problemen oder Fragen zu Ihrem Vertrag wenden Sie sich bitte an die Schulte und Part -
ner GmbH, Rheinlanddamm 185, 44139 Dortmund, Tel. 0231-5569230, Fax. 0231-55692320

Stand 06/2014
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